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4« Sitzung - 4m# Séance 

Donnerstagi den 6* Juni 1929, 3 Ehr« 

Jeudi, 6 juin 1929, à 8 heures* 

Präsident« Président: Hr. Walther* 

Mitglieder » Membres: Anwesend» présents:183 

abwesend= absents : 15 

Mit Entschuldigung» Excusés : Baumann- Etiti, Bertsebinger, 

Dahler, Duft, Sabathuier, Gross, Logoz, Minger, Zschokke« 

Ohne Entschuldigung* Mon excusés: Bolle, Escher, Golay, Hg, 

ïarchini, Walter-Olten. 

Tagesordnung - Ordre du jour: 

Bureau des Rates. Wahl eines Stimmenssählers . 

Bureau du Conseil. Election d'un scrutateur. 

6/2404 Verzicht auf den Erleg. Internationaler Yertrag. (Ports*) 
& 

Renonciation à la guerre, frai té. (Suite & fin) (Schluss) 

40/2288 Bleiweissfrage. Bericht des Bundesrats« 

Céruse. Eapport du Conseil fédéral. 

47/2454 Handelsvertrag mit Deutschland. Zusatzabkommen* 

Traité de commerce arec 1'Allemagne. Arrangement 

additionnel* 

46/2439 Veitwirtschaftskonferenz In Senf. Genehmigung des 

Abkommens. 

Conférence économique de Geneve. Ratification des 

conventions* 

17/2403 Mieterschutz. Aenderung des ZGB und des OS. 

Protection des locataires. Revision du CC et du CO* 

 Bamu des Rates. Wahl eines Staffln«*» 

Ausgeteilte Stimmsettel 122, eingegangen 122, davon 

leer 10, und ungültig 2; gültige Stimmzettel 110, absolutes 

Mehr 56. Uebrige Stimmen vereinzelt* Gewählt ist mit 104 

Stimmen Herr Meili. 
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 Bureau da. Cons*-! t t »flection d 'nn ^ft-rutateur* 

Bulletins délivrés 122, rentrés 128, blancs 10, 

annulés 2, valables 110; majorité absolue 56. Quelques 

voix éparses. Est élu par 104 voix M» Meili. 

Der Stellvertretende Torsitzende, Hr. Graber, teilt 

mit, dass Präsident Walther in diesem Augenblick die Or- 

frani ^«torm der grauens^-» mw»*««htapetitlon empfängt, und 

versichert die Schweizerfrauen der Sympathie der Volksver¬ 

tretung. 

M* Gräber, qui occupe le fauteuil de la présidence, 

communique que H. le président reçoit en ce moment les 

fleura de la pétition pfcur le agf-Pi-Aff? ^^InlTl •* 

exprime aux femmes suisses la sympathie de la représenta¬ 

tion nationale* 

Der Ständerat teilt seine Schlussnahmen mit betr.: 

51/2452 Materialannchaffungen der Post- und der Telegraphen- 
und Telephonverwaltung für 1930.- a„d. Ibmmission* 

45/2434 â^»n«wfr -Pfly Industrie und Sewerbe. Ve-rA-j wi pung mit 
dem Arb*-t-fcy?™-fcT a*d« Kommission« 

6/2404 Tergicht auf den Krieg,, Tr<t»-m«tlonaler Vertrag« 

(Schluss ab Stimmung) - mit dem Ständerat wird auf die 

Ueberweisung an die Redaktionskommission verzichtet, 

die Schlussabstimmung folgt am Preitag* 

Le Conseil des Stats communique ses décisions concernant : 

51/2452 Matériel de l'a^^w^y^Tation des postes et de l'ad¬ 
miré a-fr^ti on des télégraphes et des téléphones pour 
1930. A la commission* 

45/2434 Division de l'industrie et office du travail- ■ 

6/2404 Renonciation à la guerre.Traité. (Vote final)- De même 

que le Conseil des Btats, le conseil renonce à ren¬ 

voyer l'arrêté à la commission de rédaction* Le vote final aura 

lieu vendredi« 
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6/2404 Tarzieht auf den Krieg» Internationaler 

▼ertrag»(Fortsetzung S. 127 und Schiusa,) 

Postulat Haber.( ■ ) 

Renonciation & la guerre» traité. 

(Suite p. 127 et fin.) Postulat Huber(Suite.) 

(Stenographisches Balletin S.£39-246.) 

(Bulletin sténographique p. 239-246.) 

40/2288 Bleiweisafrage. Bericht des Bundesrats. 

Bericht des Bundesrats vom 2« Märzl928 

(Bundesblatt 1,517.) 

Antrag der Immission tob 8. Hai 1929 (Beilage So* 9 a. ) 

Berichterstatter : HH« Brügger und Gottret. 

40/2288 Oéruse. Rapport du Conseil fédéral. 

Bapport du Conseil fédéral du 2 mars 1928 

(Veuille féd. I, 541.) 

Proposition de la commission du 8 mai 1929 (Annexe no*9 b«) 

Rapporteurs: MM. Brügger et Gottret. 

B r tl g g e r, Berichterstatter: Machdem wir eben eine 

grosse internationale Konvention behandelt haben, kommen wir 

jetzt zu einer kleineren, bescheideneren, nämlich derjenigen, 

der Bleiweissfrage. Ich werde dieselbe möglichst sachlich, 

nüchtern und ohne epische und lyrische Zitate behandeln« 

Der Bundesrat beantragt Ihnen, von seinem Bericht über die 

Bleiweissfrage vom 2« März 1921 in zustimmendem Sinne Kenntnis 

zu nehmen* In dieser Botschaft wird im Zusammenhang mit dem 

Batwurf zu einem interziationalen Uebereinkommen Bericht er« 

stattet über die Bleiweissfrage an der Arbeiterkonferenz, über 

die Bedeutung, die Gefahren des Bleiweisses im Malergewerbe, 

über die bisherigen Massnahmen des Bundes und über die bezüg*» 

liehen schweizerischen Verhältnisse überhaupt, soweit dieselben 

durch die bisherigen amtlichen Prüfungen abgeklärt sind« Im 

gleichen Berichte wird uns die Verordnung III über die Unfall¬ 

versicherung zum Schütze der Arbeitnehmer des Malergewerbes 
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gegen Bleiweissvergiftungen bekannt gegeben, In welcher mit 

kleinen Ausnahmen alle im Genfer üebereinkommen postulierten 

Schutzmassnahmen angeordnet sind« Sur einen Punkt dieses Ueber— 

einkommens, nämlich den Srlass eines gesetzliehen Verbotes 

der Verwendung von Bleiweis s im Innenanstrich, will der Bun¬ 

desrat zur Zeit noch offen lassen, weil wichtige damit verbünde* 

ne Fragen für unsere schweizerischen Verhältnisse zur Zeit 

noch zu wenig abgeklärt seien« Die Kommission teilt diese Auf¬ 

fassung, wünscht aber, das s der Bundesrat, sobald die Uhfall-» 

Versicherungsanstalt die nötigen Abklärungen gebracht hat, 

über die Bleiweissfrage in ihrer Totalität abschliessenden Be¬ 

richt und Antrag einbringe. Per Antrag der Kommission, dem der 

Bundesrat beipflichtet, lautet: "Vom Bericht des Bundesrates 

wird Kenntnis genommen. Der Bundesrat wird im übrigen eingela¬ 

den, sobald die Erhebungen der Suva es erlauben, über die Blei¬ 

weissfrage in ihrer Gesamtheit der Bundesversammlung einen ab«* 

schliessenden Bericht mit Antrag zu unterbreiten." 

Bas ist die Situation, in der wir uns zur Stunde befinden« 

Zur Abklärung der Verhältnisse seien mir folgende Ausführungen 

gestattet: Bas Bleiweiss 1st ein welsser Farbstoff, der im Ha¬ 

lergewerbe ausserordentlich viel verwendet wird. Biese Anwen¬ 

dung ist jedoch mit Gefahren verbunden, indem Bleiweiss, einmal 

durch ffase und Mund in den Körper eingedrungen, die gefürchtete 

chronische Bleivergiftung zur Folge haben kenn« Bas Bild der 

chronischen Bleivergiftung äussert sich anfänglich in Kopf** 

schmerzen, Abmagerung und Verdauungsstörungen; sehr häufig tre¬ 

ten Kolikanfälle auf und Schädigungen der Fiere, sich steigernd 

bis zur Schrumpf ni ere. Babel beobachtet man nicht selten Symptome 

von Seite der Herven wie Sremor (Zittern) der Finger, Lähmung 

bestimmter Hsndmuskeln, Sehstörungen, Krampf zustände und Gehirn- 

erscheinungen. In schweren Fällen tritt der Tod ein, leichtere 

gehen, unter richtiger Behandlung in Heilung über; dabei ist aber 

zu bemerken, dass das Vorhandensein an Blei im Körper eine all¬ 

gemeine Schwächung der Konstitution zur Folge haben kann, wel¬ 

che den Hfthrboden für andere Krankheiten und Siechtum abgibt« 
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3o einfach, diese Symptome erscheinen mögen, so schwer ist 

in der Praxis manchmal eine sichere Diagnose auf Bleiver¬ 

giftung zu stellen, weil einzelne dieser Symptome oder auch 

mehrere zusammen sehr oft auch hei andern Krankheiten auf¬ 

treten, sodass eine Differenzialdiagnose sehr schwer oder 

fast unmöglich ist. TM dies zu illustrieren, wies Er* Direk¬ 

tor Pfister in der Kommission auf folgenden Pall hin. Ich 

habe hier das Protokoll. Sin Arbeiter erkrankt unter merk¬ 

würdigen Erscheinungen. Da er in einem Betriebe tätig war, 

In den er mit bleihaltigen Erzeugnissen in Berührung kam, 

sehreibt er die Erkrankung einer Bleivergiftung zu. Der Fall 

wird der ühf all ver sicher ungsgesell schaft zur Kenntnis gebracht« 

Da die Diagnose nicht feststeht, wird ein als besonders sorg¬ 

fältig und gewissenhaft bekannter Professor der Medizin zuge¬ 

zogen. Gestützt auf eine gründliche Untersuchung gibt dieser 

Professor ein einlässliches Gutachten ab, in dem er zum Schlüsse 

kommt, dass angesichts des Hostendes, dass alle festgestellten 

Störungen typische Symptome der chronischen Bleivergiftung sind, 

es sich nur um diese Vergiftung handeln könne. Der Patient stirbt. 

Bei der Sektion der Iieiche wird ein Hirntumor vorgefunden und 

der gleiche Professor gibt ein Gutachten ab, in dem er ausführt, 

dass alle wahrgenommenen Störungen sich aus dem Hirntumor er¬ 

klären. Die Gesamtheit der Symptome hat also zuerst gestattet, 

bestimmt zu sagen, es liege eine Bleivergiftung vor und nachher 

erwiesen sich die fraglichen Erscheinungen als diejenigen eines 

völlig fremden Krankheitsprozesses, eines Hirntumors. Eine an« 

dere interessante Statistik ergab bei 8 Sektionen von blei¬ 

krank angenommenen Pällen, dass drei nicht bleikrank: waren. - 

Der heutige Stand der medizinischen Wissenschaft ist also noch 

nicht 6«rart> dass die Bleivergiftung in allen Pällen mit 

voller Sicherheit erkannt werden kann. Auch die Präge z.B., 

ob das Blei durch die Haut eindringen kenn- das sog. Absorptions- 

vermögen der Haut*» ist noch nicht eindeutig entschieden; ebenso 

besteht noch eine Kontroverse über den Bleisaum. Bis jetzt hat 

man als untrügliches Zeichen einer Bleivergiftung den lied er» 
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scfclpg Ton Blei am Zahnfleisch angesehen, in neuerer Zeit 

aber neigen wieder manche Beobachter zur insieht, dass der 

B1 eisaum nur hinreise, dass dessen Träger mit Blei zu tun ge¬ 

habt habe und dass er deswegen nicht bleikrank sein müsse« 

Bs muss also in medizinischer Hinsicht noch nach mehr Prä- 

Ei si erung der Diagnose Bleivergiftung tendiert werden als 

der Grundlage für das ganze Problem« 

HLer 1st noch ein Wort über die Statistik der Bleiweiss» 

Vergiftungen einzufügen. Diese Statistiken sind vielfach un¬ 

zuverlässig und lückenhaft, was eben zum Teil mit der Schwie¬ 

rigkeit der Diagnose zusammenhängt. Sie Statistik nach den 

Akten der Schweiz« Ifrifal 1 Versicherungsanstalt ergab in den € 

Jahren 1920-1925 103 Erkrankungen, was bei 5154 Arbeitern 

und Hilfsarbeitern in der Flach- und Dekorationsmalerei be¬ 

zogen pro Jahr und pro 1000 ixbelter 3,4 Erkrankungen und 0,16 

Todesfalle ergab. Dabei sind 10 von diesen 103 Fällen auf den 

Anstrich von Bisenkonstruktionen, also aller Wahrscheinlich¬ 

keit nach nicht auf Bleiweiss zurückzuführen« Ferner haben 88 

Spitäler die Aufnahmen von Bleivergiftungen zusammengestellt 

von 1901/23 und kommen für die Haler auf 164 Fälle, d.h« auf 

7,1 lall pro Jahr. Sodann entfällt ein gewisser Prozentsatz 

der Bleivergiftung«! nicht auf in der Schweiz erworbene Er¬ 

krankungen. Die ca. 41 £ der Todesfälle bei Bleierkrankung 

betreffen die Kantone Graubtinden und Tessin, welche Kantone 

nur 7 5* der Schweizerbevölkerung ausmachen. Bun wandern aus 

diesen Bergtälem viele aus, um im Halergewerbe des Auslandes 

Verdienst zu suchen und kommen bleikrank heim. Bei diesen 41^ 

aller an Hand der Sterbekarten ermittelten Todesfällen stammt 

wohl der grösste Teil vom Ausland« Im ganzen lassen die Statis-* 

tiken bei uns eine Abnahme der Bleivergiftungen im Mal er gewerb e 

erkennen. Das kommt einmal daher, dass das staubbildende Anrei¬ 

ben der Farben nicht mehr vorkommt, indem diese bereits fertig 

gestellt und in Pastaform bezogen werden, sodann sind die Me¬ 

thoden bei der irbeit selbst geändert worden: z.B. beim Schlei¬ 

fen und Abbimsen der Farben wird jetzt das Hassverfahren ange¬ 

wandt. In diesen verschiedenen Arbeitsmethoden liegt der 
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Sohlüssel für die Erklärung der différentes. Ergebnisse der 

Statistiken von Land zu Land, wobei die Schweiz nach, allem 

gut abschneidet. Die üaf allversieherungsanstalt erklärt die 

Statistik in zuverlässiger und eingehender Veise fortzuführen 

and weiter auszubauen« Hit der weitem Sicherung der Diagnose 

und der statistischen Texhältnisse werden wir bald eine bes- 

sere Grundlage für die Kenntnis des umstrittenen Bleiweiss- 

problems erhalten« 

Wenn aber auch Statistik und Diagnosenstellung noch nicht 

absolut abgeklärte Texhältnisse beschafft haben, so ist man 

schon längst darüber einig, dass das Bleiweiss grosse Gefahren- 

moment e in sich birgt und dass eine Bekämpfung derselben nötig 

ist als Ausfluss des Postulates des Arbeit ersehnt zes. Dabei 

muss man sich anderseits aber auch vor einer TJeberwertung der 

Bleigefahr hüten* Die Zahl von 16 anerkannten Fällen von Bleiver¬ 

giftung des Jahres 1928 wirkt nicht so beängstigend, wie auch 

die Tatsache von nur 3 Invaliditäts- und 2 Todesfällen in den 

3 letzten Jahren. Aber selbstredend müssen aus medizinisch- 

humanitären Gründen auch diese wenigen Fälle so gut wie nur mög¬ 

lich ausgeschaltet werden« lieber die Art und Veise der Bekämpf¬ 

ung hat man sich jedoch bisher nicht zu einigen vermocht trotz 

der Berge van Literatur, Streitschriften und Kontroversen, die 

diese frage bereits hervorgebracht« 3 Vege stehen im Brennpunkt 

der Diskussion- das totale Terbot, das teilweise Terbot und 

die Schutzmassnahmen; diese 3 Tege sollen hier kurz skizziert 

werden, weil es dadurch möglich sein wird, vor Ihnen das ganze 

Bleiweiss problem in seinen Hauptpunkten zu entrollen.- 

Die radikalste Methode wäre ein vollständiges Bleiweiss- 

verbot. Dies fällt aber ganz ausser Betracht, weil Bleiweiss 

heute noch für den Aussenanstrich ganz allgemein und für' den 

Innenanstrich in gewissen Fällen für unentbehrlich gehalten 

wird« Hier spielt die grosse Frage der Srsatzfarben hinein. 

Kann das Bleiweiss technisch ersetzt werden- Bs gibt bleifreie 

weisse Farben, und zwar vor allem das Zinkweiss, das Littopon 
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und das ütanweiss. III diese Farben haben aber nicht die 

guten physikalischen und chemischen Eigenschaften wie das 

Bleiweiss, welch letztere in dem grossen Widerstand gegen¬ 

über Regen, Abwaschen, Dämpf en u.s.w. und in einer intensi¬ 

ven Beckkraft mit grosser Sparmöglichkeit beruhen. Im weitern 

liegt der Torteil des Bleiweisses wirtschaftlich im geringen 

Terbrauch von Oel beim Anreiben und im schnellen ïr octal en. 

Sie Sut achten der beiden Sachverständigen Prof. Bosshard und 

Or* Blom kommen ganz unabhängig voneinander zu einem ein Blei- 

weissverbot ablehnenden Standpunkt. Ihr. Blom stellt in seinen 

Sehlussfolgerungen u.a. folgende Shese auf: 

"Bein gegenwärtigen Stande der Technik bedingt das Ter¬ 

bot Von Bleiweiss höhere Uhterhaltskosten für Gebäude. Sa 

steht nicht ausser allem Zweifel, ob die wirtschaftlichen 

Schäden durch hygienische Torteile aufgewogen würden. Ob die 

Kosten für die Durchführung eines Verbotes in angemessenem Teaw 

hältnis zum Sutzen stehen, den es bringen könnte, darf bezwei¬ 

felt werden. • 

In der Praxis wurden wiederholt Ter suche gemacht mit blèi» 

freiem Aussenanstrich, die aber nicht befriedigend ausfielen. 

So sah sich der Bundesrat laut Botschaft S. 25 im Jahre 190@ 

nach vierjährig«: Ver Buchsperiode veranlasst, das Bleiweissver— 

bot für Halerbetriebe der Bundesverwaltung auf den Innenanstrich, 

zu beschränken« Ganz gleich ging es der Oberpostdirektion, die 

angesichts der schlechten Erfahrungen das erlassene Terbot auf¬ 

hob und den Ilalern die Texwendung von bleihaltigen Sitten und 

färben zum Anstreichen von Postkutschen wieder freistellte. 

Auch die Erfolge und Auswirkungen von legislatorischen und ad¬ 

ministrativen Massnahmen einiger Kantone lassen erkennen, dass 

ait einem gänzlichen Terbot nicht auszukommen ist. Anlässlich 

von Erhebungen bei 62 Malerbetrieben haben 6 erklärt, ganz ohne 

Bleiweiss auszukommen. "Obwohl ihre Erfahrungen", sagt die Bot¬ 

schaft auf S* 86) "im allgemeinen als befriedigend bezeichnet 

werden, so dürfen doch aus ihren Aussagen keine endgültigen 

Schlüsse gezogen werden, denn es fehlen nähere Angaben über die 

Dauerhaftigkeit, der von ihnen ausgeführten Aussenanstriche 

und zudem kann einer der Betriebe noch kein endgültiges Urteil 
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fällen, da er erst die Ergebnisse der von ihm gemachten 

Versuche abwarten muss« 

Sas gänzliche Bleiweissverbot kann beim heutigen 

Stand der 3§ohnik und der Auffassungen im Kai er gewerb e 

gar nicht zur Diskussion gestellt werden. Für einmal dreht 

sieh die Trage um den zweiten Weg, den des teilweisen Ver- 

botes| nämlich des Terbotes für den Innenanstrich. 

Auf diesem Boden steht die internationale Konvention« 

RLe Diskussion Über ein teilweises Terbot ist an sich be¬ 

rechtigt, indem rein theoretisch eine Herabsetzung des Ge¬ 

brauches von Bleiweiss auch ein Kittel zur Bekämpfung der 

Bleikrankheit wäre« Hun liegen aber die Verhältnisse in 

Wirklichkeit auch hier nicht so einfach, indem die grosse 

Kehr zahl der Hai erb e tr i eb e auch für den Innen an strich an 

der wirtschaftlichen Ueberlegenheit des Bleiweisses fest¬ 

hält, bestehend in seiner Ausgiebigkeit, seiner grossen 

Dtbkkraft, seiner trocknenden Wirkung und damit seines ver» 

billigenden Einflusses auf die Bau- und Ukterhaltskosten. 

Bine Minderheit glaubt allerdings, dass bleiweissfreie Innen¬ 

anstriche den Anforderungen genügen« Interessant ist hieb ei, 

dass diese Minderheit für Spezialfälle die Notwendigkeit von 

Ausnahmen zugibt, die auch die Convention für Bahnhöfe und 

gewerbliche Anlagen das Bleiweiss auch beim Innenanstrich ge¬ 

statten will» Schon in diesen Ausnahmen liegt eine gewisse 

Schwäche für den Standpunkt der Minderheit und ein indirektes 

Zugeständnis für den Gregner. 

Me Schwierigkeiten einer solchen Lösung sind ganz er¬ 

hebliche, weil es sich jetzt herausgestellt hat, dass im Ma¬ 

lergewerbe die Verwendung des Bleiweisses auch für den Innen— 

anstrich viel verbreiteter ist, als man früher annahm und eine 

einschneidende Massnahme in die bisherige Praxis und Technik 

bedeutete« 
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Aus einer Resolution des Schweizerischen G-ewerkschaf ts~ 

bundes von 1925, in der die sofortige Ratifikation der Kon¬ 

vention verlangt wurde, ist zu entnehmen, dass der Ban- und 

Holzarbeiterverband glaubt festgestellt zu haben, dass von 

rund 600 Betrieben nur noch 133 Bleiweiss verarbeiten* 

In direktem Gegensatz dazu stehen aber die Erhebungen 

der paritätischen Fachkommission, welche 1926 bei den Maler¬ 

betrieben in 6 Schweizerstädten 62 Stichproben gewissenhaft 

durchführte. Biese musste konstatieren, dass von 62 Betrieben 

beim Innenanstrich 40 regelmässig, 16 teilweise Bleiweiss 

verwenden und nur 6, d.h. ein Zehntel der untersuchten Be¬ 

triebe von der Verwendung des Bleiweisses beim Innenanstrich 

abseien« 

Damit stimmt im übrigen auch überein, dass in den letzten 

5 Jahren 1922/26 die Xinfuhrstatistik zusammen mit den Angaben 

der schweizerischen Bleifabriken einen Verbrauch in der Schweiz 

von rund 205 Tonnen Bleiweiss und nur 125 Sonnen Brsatzfarben 

aufweist* Auch hier beim teilweisen Verbot geht der Streit der 

Meinungen über die Sr satzfarben, was immer die Kernfrage bleibt, 

heftig hin und her und bestehen grosse Gegensätze und Wider¬ 

sprüche. Wenn z.B. auf der einen Seite besonderes Gewicht da¬ 

rauf gelegt wird, dass Gebr. Sulzer in Winterthur den Innenan¬ 

strich bleiweissfrei machen, so werden auf der andern Seite 

Stabiissemente angeführt, die nur solches anwenden lassen. 

Vas nun aber entscheidend gegen ein teil weises Bleiweiss - 

verbot spricht, ist eine gewisse Unsicherheit, die dadurch in 

den Halerbetrieben entsteht. Ist das Bleiweiss so gefährlich, 

dann muss es ganz verboten werden und nicht nur teilweise. 

Gerade ein teilweises Terbot würde in der Praxis zu grossen 

Unzukömmlichkeiten führen und alle ff acht ei ^e mit sich bringen, 

welche alle Halbheiten jeweils haben. Sie Kaier sind gewohnt, 

Parbenreste zu mischen und so kommen immer wieder bleifreie 

und bleihaltige Beste zusammen. 

Oft wird der Arbeiter dann im Glauben, er arbeite bleifrei, 

die nötigen Tor sieht smassregeln ausser Acht lassen und diese 
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Gefahr eines falschen Sicherheitsgefühls wird vor allem auf 

dem Lande bei den kleinen Halerbetrieben zu befürchten sein« 

Auch die Schwierigkeit einer durchgreifenden Eontrolle wäre 

gross: fürs erste müsste kontrolliert werden, dass die Brsatz- 

farben auch wirklich bleifrei wären, was nicht immer der Fall 

ist und dann müsste die genügende Trennung der giftigen und 

ungiftigen Farben wie in einer Apotheke durchgeführt werden, 

was bei den 3000 existierenden Halerbetrieben nicht leicht wäre« 

Sie UnfallVersicherungsanstalt in Luzern steht auf dem 

Standpunkt, dass ein teilweiser Ausschiuss des Bleiweisses 

undurchführbar sei; Unfallverhütung ist nach allgemeiner Er¬ 

fahrung viel schwerer, wenn Schutzmassnahmen nur teilweise 

und nur in einzelnen Fällen angewendet werden* 

Hit Recht ist in der Kommission der Vergleich mit der 

Jauchegrube angezogen worden, welch letztere ungedeckt weniger 

gefährlich ist, als wenn sie mit einem morschen Brett zugedeckt 

wird, weil dadurch ein falsches Sicherheitsgefühl erweckt wird* 

Wenn ein Yerbot aufgestellt werden kann, dann nur ein 

gänzliches, weil ein teilweises in diesem Falle keine Lösung, 

sondern nur eine Verschlimmbesserung bedeutet. 

Bei dieser Sachlage hält der Bundesrat dafür, dass die 

Frage des teilweisen Verbotes noch offen bleiben soll. Er ver¬ 

neint sie nicht, will aber behufs weiterer Abklärung zuwarten, 

um nicht als Regierung gewissermassen in einer technisch so 

umstrittenen Frage das entscheidende Wort zu sprechen« Das 

scheint uns ein sehr vernünftiger Standpunkt zu sein« 

Es ist auch ohne weiteres klar, das« man nicht alle Ge¬ 

fahren des täglichen Lebens in Gewerbe und Industrie durch ein 

Verbot derselben ausschalten kann* Wohin käme man da? Fast je¬ 

der Beruf hat seine Gefahren, und es wäre wohl eine Torheit, 

wenn man das Kind mit dem Bade ausschütten wollte. Pas Leben 

bringt es mit sich, dass jeder Berufsmann sich mal in erster 

Linie selbst schützen muss und nur wo dauernde und grosse Ge- 

fahrmomente vorliegen, hat der Staat Vorbeugungsmassnahmen an¬ 

zuordnen* Sie Gefahren für das Fahrpersonal der S.B.B, sind 
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zweifellos durch die SCLektrifikation bedeutend erhöht worden, 

aber es ist noch keinem Menschen eingefallen zu perhorreszie— 

ren, sondern man sucht die Gefahren durch Torbeugungsmassnahmen 

möglichst zu vermeiden, ohne die volkswirtschaftlichen Tortei¬ 

le der KLektrifikation opfern zu müssen* 

Aber noch andere volkswirtschaftliche Bedenken werden 

gegen eine Verdrängung des Bleiweisses geltend gemacht« Blei- 

weiss wird im Inland produziert, aber Ersatzfarben müssen wir 

ausnahmslos vom Ausland beziehen. Bin Bleiweissverbot würde 

uns eine weitere Abhängigkeit vom Ausland bringen. Me Erhal¬ 

tung unserer Bleiweissindustrie muss durchgesetzt werden, wenn 

deren Opferung aus humanitären Gründen nicht eine absolute Hot- 

wendigkeit ist, was aber heute noch von mass gebend er Seite be¬ 

stritten wiard. 

Wenn der Bundesrat aus diesem Zwiespalt der Meinungen 

heraus die Frage des teilweisen Terbotes noch offen lässt, so 

tritt er aber für sofortige ausgedehnte Sohutzmassnahmen ein, 

die denjenigen des internationalen üebereinkommens vollständig 

angelehnt sind, ja sogar noch darüber hinausgehen* 

Damit kommen wir zum dritten Teg in der Bekämpfung der 

Bleikrankheit, zu den Sohutzmassnahmen* 

Me grosse Mehrheit der Malerbetriebe steht auf diesem 

Boden, wobei allerdings verlangt werden muss, dass die Schutz- 

Vorschriften gesetzlich umschrieben und allgemein durchgeführt 

werden müssen* Tatsächlich halten wir dafür, dass die Bleiwei s s— 

frage ein« Frage der Aufklärung, der Hygiene und der Arbeits¬ 

methode ist« 

Arbeitnehmer wie Arbeitgeber müssen über die Gefahren und 

das Veaen der Bleiweissfarben aufgeklärt sein* Aus der Erkennt¬ 

nis dieser Gefahr ergeben sich dann ohne weiteres zunächst die 

hygienischer Massnahmen bei der Arbeit: wie Bauch- und Sssver- 

bot, die grösste Reinlichkeit durch Waschen während und nach 

der Arbeit u.s.w. Im Ferneren heben sich von selbst gewisse 

rationelle Arbeitsmethoden ab, um der Staubentwicklung beim Ab« 

waschen und Abkratzen von Färb strichen entgegenzuwirken* Der 
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Bundesrat hat durch eine Verordnung 111 fiber die Unfall¬ 

versicherung (Schutz der Arbeitnehmer des Malergewerbes 

gegen Bleivergiftungen ) in weitgehendem Kasse die Schutz¬ 

vorschrift en den diesbezüglichen Bestimmungen des inter¬ 

nationalen Uebereinkommens betreffend die Verwendung von 

Bleiweiss zum Anstrich angesetzt. Diese regeln zum Teil 

die Organisation tind die Abwicklung der Malerarbeit, zum 

feil betreffen sie das Verhalten der Arbeitier bei der Ar¬ 

beit, sowie die damit zusammenhängenden Verrichtungen« 

Diese Verordnung ist wie bemerkt eine Verwirklichung 

des internationalen ITebereinkommens, soweit dieses Schute- 

maaanahmen vorsieht* Sie geht aber darüber hinaus, indem die 

obligatorische Unfallversicherung auf alle Halerbetriebe 

ausgedehnt ist und indem sie die Ausdehnung der Schutzmass- 

sabmen auch auf andere bleihaltige Farben wie Mennige, Blei- 

chromat u. s.w. vorsieht. Venn der Bundesrat auch zur Zeit 

die Trage des teilweisen Bleiweissverbotes offen lässt, weil 

die technische Seite- das Problem der Ersatzfarben- noch nicht 

abgeklärt ist, so bedeuten die getroffenen Kassnahmen einen 

ganz wesentlichen, unverkennbaren Fortschritt im Kampfe ge¬ 

gen die Bleiweissgefehren. Es ist zu bemerken, dass eine Fach¬ 

kommission von Malermeistern und Yertretem der Malerarbeiter 

diesem Vorgehen als im jetzigen Moment einzig mögliche zuge¬ 

stimmt haben, wobei allerdings von letzteren die grundsätzli¬ 

che Einstellung zur Bleiweissfrage unberührt sein sollte» 

Vas den Beschlüssen des Bundesrates noch besonderes &e- 

Vicht gibt, ist der Umstand, dass er die Unfallversicherungs« 

anstalt als Zentralstelle für die Durchführung und Beobachtung 

der S chut zmassn ahmen bestellte und ihr auch die weitere wissen» 

schaftliche und statistische Verfolgung dieses nicht leichten 

Problems übertrug. In der Kommission bekamen wir den Eindruck, 

dass die Organe der Unfallversicherungsanstalt d§£ weiteren 

Verfolgung der Bleiweissfrage ein ganz besonderes Interesse 

entgegenbringen und dass sie das Problem im Sinne der ausge¬ 

zeichneten, trefflich fundierten Botschaft weitörverfolgen 

Verden. 
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Da die Versicherungsanstalt In Luzern wegen der 

Ter Sicherung der Malerbetriebe mit diesen in Kontakt 

sein muss, wird ihr auch die Kontrolle über die Schutz- 

massnahmen erleichtert« 

Mit dem Antrag auf Hichtratifikation der Konvention 

in diesem Momente wird uns da und dort der Torwurf eines 

unangebrachten Konservativismus gemacht nebst demjenigen 

einer Sabotierung von internationalen TJebereinkommen über¬ 

haupt. Demgegenüber ist zu bemerken, dass Handel, Gewerbe 

und Industrie mit Recht- allgemein gesprochen- am Bestehen¬ 

den festhalten und die Einmischung des Staates ablehnen^ 

wenn eine solche nicht einwandfrei durch höhere und allge¬ 

meine Interessen geboten wird und dazu im Bereich des Mögli¬ 

chen liegt. Heute ist aber das ganze Bleiweissproblem weder 

medizinisch, technisch noch wirtschaftlich abgeklärt, sodass 

eine endgültige Stellungnahme auf geschoben werden muss» Die 

Kommission ist aber einstimmig der Ansicht, dass diese Klar¬ 

stellung durch die Unfall Versicherungsanstalt möglichst rasch 

zu erfolgen habe, damit der Bundesrat dann in abschliessender 

Weise zur Bleiweissfrage Stellung beziehen kann« 

Vas die Ratifikation von Internationalen üebereinkommen 

anbetrifft, so gibt es wohl Staaten, welche die internationale; 

Solidarität durch Batlfikatlonen von Konventionen nach aussen 

markieren, aber dann später ihre Gesetze nicht anpassen oder 

mangelhaft durchführen» Damit giber wird der Sache selbst kein 

Dienst erwiesen» 

Wir in der Schweiz haben die Gepflogenheit, wenn wir 

einmal einer Konvention beigetreten sind, sie auch zu halten. 

Die Ratifikation im vorliegenden Fall, d.h. das Terbot für den 

Innenanstrieh, ist kein Fortschritt in der Bekämpfung der Blei»« 

weissgefahr und darin liegt die innere Begründung ihrer derzei¬ 

tigen Ablehnung. 

Der "Völkerbund (in Parenthese bemerkt) wird seine Stel¬ 

lung und seine Bedeutung nicht in der Ratifikation einiger wirt¬ 

schaftlicher Konventionen auf die Dauer verankern können, sondern 
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da laaas er einmal zu einer wirklichen fat schreiten und 

In der grossen politischen Konvention der allgemeinen Ab¬ 

rüstung einen Schritt vorwärts machen,- dann werden ihm 

fausende Ton Anhängern, die heute wankend und irre gewor¬ 

den, treu bleiben, und Killionen neuer freunde werden sich 

einfinden, um dieses grandiose Xensohheitsideal zu verwirk¬ 

lichen* 

für uns in der Schweiz kommt weiter in Betracht, dass 

wir gegen ein Gesetz, das die Ratifikation ermöglicht, ein 

Beferendum zu befürchten haben und zwar aus der Mentalität 

der Malermeister heraus gegenüber einem teilweisen Terbot« 

In einem Referendumskampf würden wir aber nur auf Erfolg 

hoffen können, wenn wir uns auf möglichst abgeklärte Terhält- 

ûi8se stützen können. Die politische Binsicht in real Erreich¬ 

bares wird uns vor unklugen Experimenten schützen* 

Im übrigen ist zu sagen, dass das Bleiweissverbot nicht 

Selbstzweck ist, sondern die Hauptsache bleibt, dass die Blei«* 

weissgefahr bekämpft und auf ein Minimum beschränkt wird, was 

durch die bundesrätlichen Massnahmen zweifellos erfolgen wird. 

1« Der vom eidg. Tolkswirtschaftsdepartement vorgelegte 

Entwurf einer Ter Ordnung III über die Unfallversicherung 

(Schutz der Arbeitnehmer des Malergewerbes gegen Bleivergiftung) 

wird genehmigt* 

2« Die Trage des Erlasses eines gesetzlichen Terbotes der 

Verwendung ton Bleiweiss im Innenanstrich in der Batifikation 

des diesbezüglichen internationalen Uebereinkommens bleibt of¬ 

fen; die weitere Prüfung des Problems wird der Schweizerischen 

Tïnf all ver si cher ung sanst al t in Luzern übertragen. 

3* Der Bundesversammlung ist über die Ergebnisse der bis¬ 

herigen amtlichen Prüfung und über die Stellungnahme des Bun¬ 

desrates zu berichten und es wird einem diesbezüglichen vom 

eidg* Tolkswirtschaftsdepartement vorgelegten Sitwurf eines 

Berichtes die Genehmigung erteilt* 
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BLe Kommission beantragt Ihnen: "Vom Bericht des 

Bundesrates wird Kenntnis genommen* Der Bundesrat wird 

im Übrigen eingeladen, sobald die Erhebungen der Suva 

es erlauben) Über die Bleiweissfrage in ihrer Gesamtheit 

der BimdesversfunmLung einen abschliessenden Bericht mit 

.Antrag zu unterbreiten. ". 

K« S o t t r e t , rapporteur: A la suite des tra» 

vaux de la troisième et de la quatrième conférence inter¬ 

nationale de travail, il a été élaboré un projet de conven¬ 

tion concernant l'emploi de la céruse dans la peinture. 

Le Conseil fédéral a estimé qu'avant de s'engager dans 

cette voie, la sagesse et le bon sens commandaient de prodé— 

der tout d'abord & une étude approfondie du problème. L'office 

fédéral du travail fut chargé de l'enquête dont le message 

officiel du 2 mars 1928 confient le résultat« 

La question du reste n'est pas nouvelle. Au siècle der¬ 

nier déjà, les hygiénistes se préoccupaient de la céruse pour 

ceux qui la maniaient* 

Les ouvriers couraient fréquemment le risque de s'in¬ 

toxiquer en un temps ou l'on négligeait de prendre des mesures 

de propreté dictées par l'expérience et conseillées par la 

faculté. 

Le carbonate basique de plomb dénommé céruse, mélangé à 

l'huile, constitue sans contredit le pigment le plus solide et 

le plus répandu dans l'industrie de la peinture. 11 sert à 

peindre en blanc ou bien à obtenir des tons clairs quand on 

tiant & préserver une surface de contact de l'air,tout en 

flattant l'oeil. 

Depuis le milieu du XIXème siècle, un ancien ouvrier 

peintre, témoin des ravages qui causait le poison sur les 

gens de métier, Ledaire se donna pour mission de recher¬ 

cher un succédané anodin et il préconise l'usage du blanc de 

zine. 

Äi Trance, l'emploi de eette substance ne tarda pas a 
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se généraliser, grâce aux dispositions prises par les pouvoirs 

publics. 

La campagne menée au début du XXeme siècle contre 

l'insalubrité da certaines industries attira l'attention de 

plusieurs gouvernements* 

L'association internationale pour la protection légale 

des travailleurs d'efforça de lutter contre l'usage du phos¬ 

phore et de la céruse. le mouvement concerté amena plusieurs 

pays à légiférer en cette matière* 

La france, l'Autriche, la Suède, la Belgique et 1 *Alle¬ 

magne promulgèrent des ordonnances plus ou moins sévères* 

On se servit de plus en plus soit du blanc de zinc(Zn 0 2) 

soit du lithopone-composé de sulfate de baryum, de sulfure et 

d'oxade de zino- et de l»lanc de titane- oxyde de titane- que 

fabriquent les Etats-Unis, la Horvège et l'Allemagne» 

A son tour, la Suisse entra en lice. La loi fédérale du 

26 avril 1887 investit le Conseil fédéral d'un droit nouveau. 

L'industrie du bâtiment dut soumise à la responsabilité civile* 

La liste des substances engendrant certaines maladies profes¬ 

sionnelles fut dressée. Bn vertu de ces dispositions, les ou¬ 

vriers utilisant la céruse ou la fabriquant avaient le droit 

de réclamer des dommages provenant de l'intoxication saturnine» 

Toutefois les entreprises occupant moins de cinq ouvriers 

échappaient aux sanctions légales. L'introduction de l'assurance 

obligatoire oontre les accidents le 13 juin 1911 combla cette 

lacune* 

Kais ces mesures ne s'attaquaient en réalité qu'aux effets 

du saturnisme* Sa 1897, les inspecteurs des fabriques publi¬ 

èrent des instructions destinées aux ouvriers fabriquant ou 

employant les sels de plomb* L'observation des règles de stricte 

propreté, y lisait-on, constitue la plus efficace des proyphy- 

laxies» 

Sur la proposition du Département fédéral de l'industrie, 

le conseil fédéral, à la date du 30 juin 1908, proscrit l'en*- 
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ploi de la céruse dans les travaux de peinture intérieure* 

La direction des constructions fédérales et oelle des C*?*?* 

insérèrent dans les cahiers des charges des prescriptions 

conformes à la décision officielle* 

Cantons et communes ne tardèrent pas à emboîter le pas* 

Mais l'interdiction décrétée ne fut pas strictement observée, 

car elle se heurtait à toutes sortes de résistances« 

Conférât»«f nt•matlonale du Travail en 1921. 

L'inscription du problème de la céruse figure à l'ordre 

du jour de cette mémorable assemblée* 

Le bureau international du travail envoya un formulaire 

à chacun des membres de l'organisation* 

Vais le peu de temps dont on disposait ne permit pas de 

procéder à. une enquête approfondie et le Conseil fédéral se 

borna à transmettre les avis émanant des inspecteurs des far* 

briques et du service d'hygiène* 

Les ^apports admettaient comme désirable la prohibition 

de la céruse, mais se demandaient si} du point de vue technique, 

la chose était possible, de sorte que la réponse du Conseil 

fédéral se tint dans les limites d'une prudente réserve* 

Toutefois nos délégués votèrent le compromis conservant 

le droit de soumettre l'ensemble de la question à un examen 

plus complet* 

A l'Office fédéral du travail incombait l'étude du problème» 

L'enquête menée avec diligence n'apporta aucun éclaircisse¬ 

ment sur un point essentiel à savoir si l'industrie de la pein¬ 

ture pouvait ou non se passer totalement du sel de plomb* 

Sn effet, les intéressés, patrons et ouvriers, exprimèrent 

des opinions diamétralement opposées* 

L'Union syndicale suisse recommanda l'interdiction absolue 

de l'emploi de la céruse. Elle assurait que sur 600 entreprises, 

133 seulement 1*employaient* 

L'association suisse des maîtses plâtriers-peintres se pro¬ 

nonça contre la ratification de la convention* 

Le saturnisme diasit-elle, n'apparaît que dans des cas 

extrêmement rares. 
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Preuve an est que la caisse nationale d'assurance contre 

les accidents a fortement réduit le taux général de ses 

primes en le ramenant de 3, 2 & 2,4 

Aujourd'hui les conditions de manipulation ont changé* 

lie peintre n*a plus maintenant à "broyer ni a tamiser la 

céruse à l'atelier» Il la reçoit sous forme de pâte qu'il 

n'a plus qu'à mélanger à l'huile. 

On ne mange ni on ne fume plus les mains souillées* 

L'ordre et la propreté régnent dans les chantiers* 

Les dispositions protectrices ont conduit à des résul¬ 

tats satisfaisants et l'on se demandait s'il fallait recourir 

& une interdiction. Du reste, aucune autre substance ne pré¬ 

sente une résistance aussi grande que la eéruse aux agents 
« 

atmosphériques* C'est par excellence la couleur indispensable« 

Hie fourni une bass solide pour les couches superposées, elle 

couvre une plus grande surface; étant plus liquide, elle per¬ 

met un travail plus rapide et sèche facilement» 

Cependant l'Union centrale des associations patronales 

suisses émit l'opinion qu'aucune raison grave ne s'opposait 

à la ratification. Toutefois, elle recommanda d'attendre, avant 

de se lier définitivement, que les pays concurrents eussent 

fait connaître officiellement l'attitude qu'ils comptaient 

adopter» 

2n outre, sur 16 rapports des gouvernements cantonaux, 

quatre seulement, (Zurich, Lucerne, St.Gall et Genève)opinent 

en faveur de 14approbation de la convention» 

Les délibérations de la commission paritaire p$s plus 

que les consultations d'experts qualifiés ne projetèrent une 

lumière complète sur la question controversée» 

I*'intft-rication g^n-rr>in^T C'est incontestable, la céruse 

est toxique, tandis que ses succédanés: oxyde de zinc, litho- 

pone, blanc de titane sont Inoffensifs. L'intoxication se pro¬ 

duit soit par inhalation des poussières, soit par dégluititlon 

de la céruse» 
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Autrefois, l'ouvrier derait tamiser le produit et 

respirait par conséquent les parties impalpables; le grat¬ 

tage & sec des vieilles peintures engendrait les mêmes 

dangers« 

Aujourd'hui, l'opération s'effectue & la fabriqué même 

avec toutes les précautions requises* L'ouvrier la reçoit 

sous forme de pâte. De ce côté le péril semble conjuré* 

üe grattage est précédé d'un lavage avec une solution 

de potasse caustique, ce qui, en fait, supprime sa nocivité* 

La pénétration par voie cutanée est nulle et ne saurait 

provoquer un empoisonnement • 

Celui-ci se manifeste dans la première phase par des 

maux de tête et un amaigrissement général. Dans la seconde 

période, il peut entraîner de redoutables complications, 

telles que troubles gastriques et intestinaux, altération 

de la vue et du système nerveux, néphrite, etc* 

Tout ceux qui, à l'état habituel, manient du plomb, 

fondeurs de caractère d'imprimerie,compositeurs, ferblantiers, 

tailleurs de limies* fondeurs de grenaille de plomb, potiers 

et veraisseurs sont exposés à contracter cette maladie profes¬ 

sionnelle« 

Heureusement les cas de saturnisme sont rares en Suisse 

et ceux qui apparaissent ont un caractère plutôt bénin« 

En 1907, à Genève, après enquête faite auprès de 58 

médecins de caisses de maladie, il résultait que le saturnisme 

ne se rencontre que très rarement dans notre canton« 

Suivant les rapports des inspecteurs fédéraux des fabri¬ 

ques, cette maladie subit une forte régression* Pendant qu'en 

1907 on constatait 40 cas en Suisse, 68 en 1911, 37 en 1912, 

45 en 1913, 22 en 1914, on n'en compte plus que 5 en 1915, 

7 en 1917 et 5 en 1917-18« 

De 1901 à 1923, les 88 hôpitaux suisses ont soigné 286 

personnes atteintes de saturnisme, dont 164 étaient des peintres* 

Sans doute ce aoabre, tout étant réduit, est encore trop im- 
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portant. Kais qu'est-ce que 286 cas en 22 ans, si on les 

compare aux ravagea énormes que font parai notre popula¬ 

tion la tuberculose| le cancer et la syphilis ? 

Les tableaux de mortalité' saturnine qui figurent dans 

le message fournissent des renseignements sensiblement ana¬ 

logues à ceux des hôpitaux* 

Le nrolet de convention. Le projet de convention proscrit 

l'emploi de la céruse à l'intérieur des bâtiments sauf dans 

les travaux de peinture des gares de chemins de fer et dans 

les établissements industriels où il est reconnu nécessaire. 

Les jeunes gens de moins de 18 ans et les femmes ne sont 

pas admis & manipuler le poison. 

Son utilisation est soumise à une sévère réglementation. 

Ses statistiques relatives au saturnisme des ouvriers 

peindres seront dressées. 

Le projet contient encore d'autres dispositions ténorisées 

dans le message* 

L'interdiction partielle de la céruse entraîne des incon¬ 

vénients d'ordre différent. 

1) du point de vue économique d'abord. 

D'après une enquete menée avec tout le sérieux que compor¬ 

te le sujet, il appert que l'industrie de la peinture utilise 

la céruse, même pour les travaux de l'intérieur, dans des pro¬ 

portions beaucoup plus fortes qu'on ne le supposait. L'inter¬ 

diction aurait pour conséquence de modifier profondément la 

technique de ce métier. KLle occasionnerait en outre un recul 

marquant de la production indigène. Celle-ci couvre les besoins 

du pays. Bn recourant aux succédanés, ce serait de l'argent 

sorti du pays qui profiterait exclusivement à des fabriques 

étrangères. 

Le blanc de zinc et les autres "ersatz* n'offrant pas les 

mêmes garanties de durée, il faudrait procéder à des travaux 

d'entretien plus fréquents, d'où résulteraient des frais 

supplémentaires considérables. 
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2) Le projet de convention défend l'emploi de la cérose 

à l'intérieur et l'autorise à l'extérieur. 

Comment exercer un contrôle serré? 

Péné t r er a-t-on dans les locaux privés pour prélever des 

échantillons de peinture? Le blanc de zinc renferme souvent 

de la céruse en faible proportion: 1'analysera-t-on ? 

De l'avis des experts, ce serait une tache ardue, pour 

ne pas dire impossible. 

Seule, une normalisation des couleurs empocherait que 

l'interdiction n'aboutît à de dangereuses illusions« 

i. quoi servirait d'édicter des mesures sévères, si, dans 

la règle, elles ne pouvaient être appliquées? 

Mieux vaut donc recourir à une autre solution, provisoire 

sans doute, mais conduisant ft des résultats pratiques. 

Ces raisons ont engagé le Conseil fédéral, sur la pro¬ 

position du département de l'économie publique, à proposer 

l'ordonnance III sur l'assurance- accidents basée sur les prin¬ 

cipes suivants: 

1) Les entreprises exécutant des travaux de peinture sont 

soumises à la loi fédérale sur 1'assurance-accidents; 

E) Afin d'éviter les dangers d'intoxication saturnine, 

des mesures générales de protection sont envisagées. 

Les produits convenant des pigments toxiques ne sont ma¬ 

nipulés que sous forme de pâte ou de peinture confectionnée» 

Le ponpage et le grattage à sec sont défendus. 

Les ouvriers sont streints à prendre des soins de propre¬ 

té indispensables et à porter des vêtements spéciaux qu'ils 

quitteront à la fin de leur travail. 

La caisse nationale d'assurance veillera à l'exécution 

stricte de ces prescriptions; elle peut faire examiner, par 

des médecins de son choix l'état sanitaire des ouvriers. Il 

demeure interdit d'employer des jeunes gens de moins de 18 

ans et des femmes aux travaux de peinture comportant l'usage 

de la eéruse; des sanctions sont prises contre les contrevenants. 
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Les dispositions telles qu'elles sont ténorisées dans 

l'ordonnance ne réclament pas de longs commentaires* 

Confié à la Caisse nationale d'assurance, le contrôle 

se révélera particulièrement efficace. In liant le control« 

& l'assurance, on arrivera à obtenir tant des patrons que des 

ouvriers une plus sérieuse application des mesures de pro«* 

tection. 

Celles-ci marquent un progrès important dans la lutte 

contre les dangers du saturnisme« 

Après quelques années de ce régime, le Conseil fédéral 

se trouvera à même de ratifier la convention. Il possédera 

alors les éléments d'appréciation qui lui manquent autour dJ-liui. 

La statistique précisera l'étendue du mal et la question 

de 1'interdiction légale de l'emploi de la céruse ainsi que 

la ratification de la convention internationale pourront alors 

être envisagées* 

L'établissement de données sérieuses se trouvera grande¬ 

ment facilité par l'extension de l'assurance obligatoire à 

tontes les entreprises de peinture qui n'y sont pas encore 

soumises. La base légale de oe système repose sur l'art. 60 l>is 

chiffre 1, lettre B de la loi fédérale sur l'assuranoe en cas 

de maladie et d'accidents qui autorise notamment le Conseil 

fédéral à déclarer l'assurance obligatoire applicable aux 

entreprises utilisant des matières dangereuses pour la santé* 

Les travaux de peinture exécutés en régie ou effectués 

par des particuliers pour leur propre compte tombent également 

sous le coup des mêmes dispositions* 

Se sorte que toutes les entreprises de peinture sans at*» 

cune exception, grandes et petites, subiront le même traite» 

ment, ce qui est donforme à l'équité. 

La seconde partie de l'ordonnance, en vertu des articles 

65 et 131 de la loi fédérale précitée, oblige toute entreprise 

assurée à veiller activement sur la santé du personnel employé 

par l'application de mesures prophylactiques efficaces. La 
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Caisse nationale est en droit d'ordonner celles qui lui 

paraissent Indiquées* 

Bans ces conditions, l'Intoxication saturnine deviendra 

de plus en plus rare, sans compter que la Caisse nationale, 

pour dépitter les intoxications latentes, est autorisée à 

soumettre à titre prophylactique tout cas suspect & un examen 

médical approfondi* 

La troisième partie de l'ordonnance vise l'emploi des 

femmes et des jeunes gens dans les travaux de peinture. la 

question est réglée du reste par la loi sur les arts et mé-> 

tiers et la loi sur les fabriques. Il paraît superflu d'in*» 

sister sur cette heureuse disposition à laquelle tout le 

monde souscrit sans la moindre arrière-pensée* 

Sous estimons que la décision du Conseil fédéral tendant 

à surseoir à l'adoption immédiate de la Convention paraît pru¬ 

dente et sage* XLle est dictée par le souci de ne faire qu'à 

hon escient un nouveau pas en avant dans la voie des arrange» 

ments internationaux« 

Sans manquer aux règles de modération et de courtoisie 

qui sont de mise dans le domaine diplomatique, il nous est 

loisible de constater que, dès qu'elle a apposé sa signature 

au bas d'un accord de cette nature, la Suisse se fait une obli¬ 

gation stricte d'en remplir scrupuleusement les conditions* 

Peut-on en dire autant de tous les autres pays? 

Tout en rendant hommage à l'oeuvre du B*I.T. qui applique 

avec un zele dévorant les principes ténorisés dans le chapitre 

HII du traité de Versailles, nous ne pouvons nous empêcher de 

nous demander si l'allure à laquelle on nous invite à marcher 

ne dépasse point quelque peu nos forces, nos habitudes et notre 

volonté* 

Sans doute, il a eu le mérite incontestable de réveiller 

certains gouvernements de leur indifférence et de leur torpeur 

et d'attirer leur attention sur les dangers de toutes sortes 

que faisait courir à la santé publique l'exercice de certains 
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métlers« 

Mais, comme sous 1 * avons démontré, le saturnisme fait 

heureusement peu de victimes dans notre pays« 

Que sont-ce ses méfaits en regard des ravages incalcu¬ 

lables que sèment parmi notre population et la tuberculose 

et le cancer et la syphilis et l'alcoolisme? Les voilà les 

véritables maladies sociales, les sombres pourvoyeuses des 

hôpitaux èt des cimetières* celles qui peuplent les hospices 

et les asiles et menacent aeme l'avenir de la race* 

Bn résumé, l'ordonnance du Conseil fédéral apporte deux 

innovations d'une réelle importance: la première étend l'as¬ 

surance obligatoire contre les accidents à la généralité des 

entreprises uniformes et d'une efficacité certaine. 

La Caisse nationale des assurances veillera à leur stricte 

application; elle établira une statistique exacte des cas d'in¬ 

toxication; puis, à chaque jour suffit sa peine et, dans un 

avenir que j'espère rapproché, une fois l'étude achevée, si 

elle est concluante, la Suisse se rangera aux cotés des 16 

Xtats acceptants et ratifiera la convention« 

In nom de la commission unanime, je vous invite donc, 

Messieurs les conseillers, à prendre acte du rapport du Con¬ 

seil fédéral sous la condition suivante à laquelle la commis¬ 

sion unanime a souscrit: 

La commission du Conseil national prend acte du rapport 

du Conseil fédéral* 

Le Conseil fédéral est invité à présenter avec propos!« 

tion aux Chambres fédérales un rapport définitif sur l'ensemble 

de lft question de la oéruse aussitôt que les études de la Suva 

le permettront* 

V e 1 t 1 - Bheinfelden: Wenn ich mir gestatte in diesem 

Zusammenhang auch einige Bemerkungen zu machen, so geschieht 

es in erster Linie einmal, um zu skizzieren, warum die Kommis- 

sionsminderheit heute dazu gekommen ist, ihre Oppositionsstel¬ 

lung aufzugeben, wenigstens zur Zeit, und dann aber auch um 
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einige Bemerkungen zu den Ausführungen der Kommissions¬ 

referenten zu machen» Sine Minderheit Ihrer Kommission von 

6 Mitgliedern hatte Ihnen ja seinerzeit den Antrag unter¬ 

breitet: "der Antrag der Kommissionsmehrheit sei abzulehnen", 

also der Bericht des Bundesrates sei nicht in zustimmendem 

Sinne entgegenzunehmen. Und dann hat eine Minderheit von 5 

Mitgliedern die Motion gestellt: "Der Bundesrat wird einge¬ 

laden, Bericht und Antrag einzubringen, der die Voraussetzungen 

zur Ratifizierung des internationalen Uebereinkommens betreffend 

das Bleiweissverbot schafft." 

Nun haben Sie aus dem Munde der Kommissionsreferenten er¬ 

fahren, dass diese Minderheit ihre Anträge in der letzten Sit¬ 

zung in Luzern zurückgezogen, und dass die Kommission sich da¬ 

mit auf einen gemeinsamen Antrag geeinigt hat. Das geschah nach 

einem Votum des Herrn Bundesrat Schulthess, und es geschah aus 

ganz opportunistischen Gründen, ohne dass etwa die Kommissions¬ 

minderheit ihren prinzipiellen Standpunkt in dieser Frage auf¬ 

gegeben hätte; ich möchte dies hier ganz besonders deutlich be¬ 

tonen. Herr Bundesrat Schulthess wünschte, dass die Bleiweiss- 

frage für die Schweiz in ihrer Totalität noch besser überpüft 

werde und dass die statistischen Erhebungen der Schweizerisch« 

UnfallVersicherungsanstalt zuerst fortgesetzt werden sollten» 

Das Malergewerbe steht ja erst seit kurzer Zeit unter den Be¬ 

stimmungen der SUVA. Er wünschte ferner, dass auch das Studium 

der Ersatzfarben für die Bleiweissfarben durch die SUVA weiter 

fortgesetzt und dass auch die Möglichkeit eines TotalVerbotes 

der Bleiweissfaxben ins Auge gefasst werde, also einer Maas— 

nähme, die bedeutend weitergeht als sie das internationale Blei— 

Weissabkommen vorsieht. Herr Bundesrat Schulthess hat sich auch 

ferner sofort damit einverstanden erklärt, dass eine Limitation 

der Frist gestellt werden könnte, bis wann nämlich ein neuer¬ 

licher Bericht und Antrag des Bundesrates erfolgen solle,, Unter 

dem Eindruck dieses Votums glaubten wir unseren Antrag fallen 

lassen zu dürfen, und unsere Fraktion hat unsere Stellungnahme 

gebilligt, verlangt aber, dass eben gewisse Fristen gesetzt 
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werden nach Antrag des Herrn Eosseiet, also zwei Jahre. So 

-viol über unsere Stellungnahme in dieser Trage; es kann also 

gar keine Eede davon sein, dass wir vor den Argumenten der 

Kommissionsmethrheit kapituliert hätten. 

Sun hat Ihnen der Kommissionsreferent in seinen Ausführ¬ 

ungen besonders dargelegt, welche Bedeutung in dieser Trage 

die Statistik hat» Ich. habe in der Kommission auch, schon zu 

dieser Trage Stellung genommen und möchte nicht unterlassen, 

es hier ebenfalls zu tun» Der Herr Referent hat Ihnen erklärt» 

aus der Statistik ergebe sich der Sindruck, dass die Fälle von 

Bleivergiftungen abnehmen, dass die Schweiz, was die Zahl der 

Erkrankungen und Todesfälle an Bleiweiss anbelangt, gut ab¬ 

schneide und dass wir uns nach diesen statistischen Erhebungen 

vor einer ¥eberbewertung dieser Bleiweisserkrankungen hüten 

sollten. Ich möchte von vornherein auch hier das, was ich in 

der Kommission betont habe, mit allem Hachdruek wiederholen: 

dass man eben in dieser Trage, was die Statistik anbelangt, 

durchaus zweierlei Meinung sein kann und dass die Art und lei¬ 

se, wie in dieser Richtung auch in medizinischen Kreisen ver¬ 

fahren wird, durchaus divergierend ist. Es gibt Versicherungs- 

ärzte, die beispielsweise eine Bleivergiftung dort nicht an¬ 

nehmen, wo sich im mikroskopischen Blutbild schon starke Zer¬ 

störungen der Blutkörperchen zeigen. Venn natürlich die Star- 

tistik von der SUVA auf eine solche Art und Veise durchgeführt 

würde, so kämen wir auf eine verhältnismässig geringe Zahl von 

Erkrankungen in der Schweiz» Ich möchte aber davor warnen, ei¬ 

ne solche Statistik kritiklos entgegenzunehmen, und hoffen, 

dass die SUVA ihre Statistik auf einer andern Brundlage auf¬ 

hauen wird. 

Gewundert hat mich auch die Kritik des Herrn Kommissions« 

referenten an dem Wert der Ersatzfarben. Ich möchte auch in 

dieser Hinsicht hoffen, dass die TMt er suchung , die die SÏÏTA 

ja fortsetzen wird nicht ungünstig präjudiziert werde. Die Ar«* 

gumente, die die Kommissionsmehrheit gegen ein Total verbot und 
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gegen ein teilweises Verbot vorbringt haben sicher nicht 

überzeugt, und ganz besonders auch die Konklusion/*nicht, 

die daraus gezogen worden sind bb.<1 die Meinung, dass nur 

da, wo grosse Gefahren vorhanden seien, der Staat einzu¬ 

greifen habe) sondern wir sind der Ansicht, dass alles ge¬ 

tan werden sollte, um hier Bemedur zu schaffen, und dass je¬ 

des Menschenleben, das auf diese Veise geschont werden kann, 

Anspruch hat auf alle M as sn ahmen, die geeignet sind, die 

schweren Bleierkrankungen zu verhüten, 

Ks ist mir gerade heute ein für diese Trage der Wirkung 

und Möglichkeit des teilweisen Verbotes des Bleiweisses in¬ 

teressanter Brief von Dr. von Mur alt zugestellt worden, der 

ja seinerzeit eine Schrift "Die Bleiweisskonvention" geschrie¬ 

ben hat, eine Schrift, die Ihnen zugestellt worden ist und 

auf Ihrem fische liegt. Herr Br. von Muralt hat in diesem 

Briefe geschrieben: "Ich habe mich gestern bei der hiesigen. 

Gewerbeinspektion- er ist gegenwärtig in Wien- auf dem Ministe- 

rium für soziale Verwaltung nach den Verhältnissen im hiesigen 

Malergewerbe erkundigt. Sie Dame, die mir Auskunft gab, eine 

Aerztin, sagte mir, dass das Innenverbot für Bleifarben sich 

gut bewährt habe. " Sie hören also: gerade das Gegenteil dessen, 

was Ihnen die Beferenten erklärt haben. "Bs werde im ganzen 

streng durchgeführt, ïïebertretungen kämen gewiss hie und da 

vor, doch würden sie sehr bestraft, technisch sei die Durch¬ 

führung des Verbotes durchaus möglich" - im Gegensatz zu dem| 

was die Referenten und auch der Bericht des Bundesrates sagen. 

"Die Zabi der Erkrankungen sei gegenüber früher enorm zurückge¬ 

gangen. Sie Hauptquelle für die heute noch vorkommenden Fälle 

von Bleivergiftungen seien Akkumulatorenfabriken und einige 

schlecht eingerichtete Fabriken für Bleiweisserzeugung. " 

Und nun noch eine Bemerkung über die Frage der Ratifikation» 

Sie Minderheit der Kommission steht durchaus auf dem Boden, 

dass es wohl besser gewesen wäre, die internationale Konvention 

zu ratifizieren. Wir haben ja seinerzeit- ich habe in der 
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Kommission auch darauf aufmerksam gemacht- einen schlechten 

Griff getan als wir die Opiumkonvention nicht sofort rati¬ 

fizierten. Ss könnte uns mit dieser Bleiweisskonvention 

ebenso gehen, und wir könnten in eine recht unangenehme Si¬ 

tuation hineingeraten. Allerdings habe ich -vor einigen Monaten 

in einem führenden bürgerlichen Blatt gelesen, dass wir mit 

der Ratifikation solcher internationaler Abkommen nie eilen 

sollten, denn es hätte uns bis jetzt noch nie geschadet. Ton 

diesem Standpunkte aus ist die Sache natürlich einfach: man 

kann die andern Staaten vorangehen lassen und wir hLak«a nach 

einigen Jahren hint endrein. Aber man kann auch anderer Meinung 

sein* _ 

Ss wäre also nach de&sjetzigen Stand unserer Kenntnis 

über die schweren Bleiweisserkrankungen und über die Möglich¬ 

keiten sie zu verhüten nicht allein durch personelle S chut z- 

massnahmen und Tor Schriften, sondern eben durch totales oder 

teilweises Terbot das beste gewesen, diese Konvention zu rati¬ 

fizieren. Venn wir heute trotzdem nachgegeben haben, so natür¬ 

lich nur in dem Sinne, dass möglichst rasch und jedenfalls 

innerhalb der zwei Jahre, die Herr Bosselet fordert, der Bun¬ 

desrat neuerdings Bericht und Antrag vorlegt. 

Bundesrat Sohulthess: Ich will mich in der 

Sache selber weiter nicht aussprechen, sondern nur über die 

Art der Behandlung« Zrotzdem das Eroblem eingehend untersucht 

worden ist» der Bericht, den wir Ihnen erstattet haben, legt 

Zeugnis davon ab « sind wir, um ja nichts Toreiliges zu tun 

und ja nicht eine Konvention zu begraben, die würdig wäre, an¬ 

genommen zu werden, zum Schlüsse gelangt, dass die Frage noch 

weiter untersucht und offen bleiben solle* Wir sind darüber 

alle einig und auch die Kommission hat sich auf diesem Boden 

gefunden. Wir sind auch darüber einig, dass die Schweizerische 

ftafallversicherungsanstalt in Luzern die Aufgabe übernimmt und 

uns praktische Torschläge machen soll. Ich glaube, es ist ge— 

geben, dass diese Anstalt, die bekanntlich nicht nur Unfälle, 



167- 

sondern auch Berufskrankheiten versichert, berufen ist, diese 

Untersuchung durchzuführen und das Problem nach allen Seiten 

abzuklären» 

2s besteht nun nur noch eine einzige Differenz. Die Kom¬ 

mission beantragt im Einverständnis mit dem Bundesrat, dass 

sobald als möglich ein weiterer abschliessender Bericht mit 

intrag eingereicht werde; die Vertreter der Linken haben ge¬ 

wünscht , dass die Zeit limitiert werde, innert welcher der 

Bericht eingereicht werden soll, nach intrag von Herrn Bosselet 

auf zwei Jahre. Bas ist ungefähr auf den 30» Juni 1931» Bach 

Besprechung mit dem Präsidenten der SUVA, Herrn Schtipbach, bin 

ich in der Lage, Ihnen zu sagen, dass ich im Prinzip die Frist 

annehmen kann» Ich bitte aber Herrn Bosselet um die Zustimmung, 

die Prist bis auf Ende 1931 d.h. auf rund 2 & Jahre zu erstreck¬ 

en, damit die Möglichkeit besteht, die J&^uete mit der Gründ¬ 

lichkeit, die sie erfordert, durchzuführen» Ich glaube, die 

Kommission könnte sich damit einverstanden erklären, und die 

.Angelegenheit wäre damit auf den Veg einer objektiven Unter¬ 

suchung und einer restlosen Abklärung gewiesen. 

X* Bosselet: Les membres de la commission chargés 

d'étudier la question de la nocivité de la céruse sont unanimes, 

à quelque parti politique qu'ils appartiennent, à déclarer que 

la céruse a des propriétés néfastes» Ils se divisent, lorsqu'il 

s'agit de savoir s'il est possible, rapidement ou immédiatement, 

de renoncer à l'usage de la céruse, ou bien si c'est une question 

qui doit etre encore étudiée» 

Lorsqu'on examine ce problème, on est frappé de voir que 

ce n'est pas d'aujourd'hui qu'il préoccupe, non seulement 

l'opinion des intéressés directs, des peintres, de ceux qui 

utilisent journellement cette matière dangereuse, mais aussi 

de larges milieux de la population» 

Bans notre pays, des efforts ont été faits, à plusieurs 

reprises, entre autres en 1905, par l'association suisse pour 

la protection internationale des ouvriers dans le sens de la 
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guppression totale. 

I« 10 mars 1905, le Torort de l'association suisse pour 

la protection internationale des ouvriers envoyait aux 

communes et aux gouvernement s cantonaux une circulaire dans 

laquelle recommandait la suppression de l'utilisation de la 

céruse et cette circulaire est signée de personnes qui cer¬ 

tainement ne sortent pas des milieux ouvriers* Le président 

du Vorort, à ce moment- là, était H* Prey, ancien conseiller 

fédéral et le vice-président, H. Steiger, conseiller national* 

Xa 1905 doncy ces Messieurs recommandaient aux gouverne¬ 

ment cantonaux d'introduire chez eux une limitation, sinon 

une suppression totale, de l'utilisation de la céruse et, déjà 

à cette époque, pour recommander cette décision, ils s'appuy¬ 

aient sur des essais qui, & leur point de vue, avaient démon¬ 

tré complètement la possibilité de remplacer la céruse par 

d'autres produits analogues n'ayant pas du tout la meme noci¬ 

vité* 

On dit dans cette circulaires "L'objection que les cou¬ 

ches de blano de zinc couvrent bien moins les matières et 

sèchent plus lentement que celles de céruse, engagea en 1902 

la Société de médecine publique de Paris de faire procéder 

par des experts & des essais comparatifs de peinture à blanc 

de sine et à la céruse* Ces essais ont démontré que la proprié¬ 

té de s'étendre et de couvrir les matières étaient les mêmes 

pour ces deux couleurs et que les deux se séchaient aussi ra¬ 

pidement l'une que l'autre tant à l'intérieur qu'à l'extérieur. 

Quant au prix, il n'y a pas une bien grande différence entre 

les deux substances, et l'on n'a pas fait des expériences dé¬ 

favorables sous le rapport de la résistance du blanc de zinc 

& la température.■ 

On affirmait donc en 1905 déjà, et sur la foi d'expériences 

faites par des personnes compétentes, qu'il était pratiquement 

et techniquement possible de remplacer la céruse dans les uti¬ 

lisations qui en sont faites» 
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Hon seulement cette démonstration a été faite théori¬ 

quement mais elle a été faite depgis longtemps déjà dans 

la pratique. H* le Bapporteur français de la commission & 

parlé d'une des principales maisons de Paris, créée il y a 

près de 100 ans par un ouvrier peintre. Celui-ci ayant vu 

lui-meme les conséquences tragiques, pour les peintres, de 

1'utilisation de la céruse a voué tous ses efforts, pendant 

des dizaines d'années à trouver certains procédés de peinture 

qui permettent d'éliminer complètement l'utilisation de la 

céruse. Il y a réussi. Cette maison, qui travaille actuelle¬ 

ment avec plus de deux mille ouvriers, n'utilise jamais de 

céruse. SIle a fait, par la pratique et pendant un nombre 

considérable d'années, la preuve qu'il était parfaitement pos¬ 

sible de se passer totalement de la céruse tant à l'intérieur 

qu'à l'extérieur des bâtiments* 

D'autres spécialistes, des chimistes, sont arrivés exacte¬ 

ment aux mêmes conclusions* 

Jules Louis BEETOH, membre de l'Institut de France et 

ancien ministre de 1'hygiene et de prévoyance sociale, s'est 

occupé tout spécialement de cette question et le résultat de 

sSs études a été, pour lui aussi, qu'il était parfaitement 

possible de faire abstraction totale de l'utilisation de la 

céruse et il conclut son travail, après avoir démontré par 

des expériences successives qu'il était possible de ne pas 

utiliser de céruse, en déclarant que,Seule, la routine, la 

pure routine, poussait à l'emploi de la céruse et que c'était 

une invraisemblable absurdité et un défi au bon sens que de 

continuer. Je crois qu'il touchait là, au noeud même de la 

question. S'il y a une difficulté telle à éliminer un produit 

nocif, c'est certainement parce qu'on se heurte, dans la pra¬ 

tique, à la résistance d'une quantité de toutes petites entre¬ 

prises, ne disposant pas de moyens techniques perfectionnés, 

d'entreprises routinières qui ne sont pas capables de se mettre 

&u niveau du progrès et qui prétendent la céruse nécessaire 
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simplement parce qu'elles ont des habitudes acquises et 

parce qu'elles ne veulent pas adopter des méthodes nou¬ 

velles qui leur permettraient de protéger la santé de 

leurs ouvriers« 

Fous avons la conviction absolue, si l'on veut exa¬ 

miner le problème technique d'une façon impartiale, on arri¬ 

vera à la conclusion que la suppression de la céruse est, 

non seulement possible, mais nécessaire aussi, tant au point 

de vue des intérêts des patrons que des intérêts des ouvriers- 

peintres* nommée dans la 

lors des discussions dans la commission/précédente légis¬ 

lature, une minorité, composée des membres socialistes et 

communistes de la commission, réclamaient la ratification 

immédiate de la Convention. 

lia commission s'est réunie à nouveau après sa modifica» 

tion ensuite des dernières élections, et nous avons pu con¬ 

stater qu'il était produit un certain revirement dans l'opi¬ 

nion de l'Office fédéral du travail et en tout cas dans l'opi¬ 

nion de la SUVA. On nous a dit que si l'on acquérait la certi¬ 

tude par les expériences techniques que la céruse était rem- 

plaçéble par d'autres produits, on n'aurait guère d'hésitations, 

non seulement à ratifier la Convention qui ne prévoit la sup¬ 

pression de la céruse que pour la partie intérieure des bâti¬ 

ments, mais encore à réclamer la suppression totale de la cé¬ 

ruse de façon à ne plus laisser un risque quelconque d'intoxi¬ 

cation» 

Devant cette tendance nouvelle, la minorité 9 pensé 

qu'elle pouvait se rallier & cette opinion de la commission 

qui désirerait attendre la résultat des expériences avant de 

se prononcer définitivement. C'est la raison pour laquelle 

nous avons renoncé à demander la ratification immédiate de 

la Convention et consentit à un atermoiement plus ou moins 

long« Cependant pour que le délai d'attente ne soit pas trop 

prolongé et aussi pour marquer notre volonté d'arriver & une 

solution le plus rapidement possible, le groupe auquel 
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3 'appartiens, demande que soit modifiée la rédaction de la 

proposition de la commission dans le sens d'une limitation 

de la période accordée pour l'examen du problème. 

Sous vous demandons de fixer un délai de deux ans ce 

qui transformerait le texte de la commission de la façon sui¬ 

vante: 

"La commission prend acte du rapport du Conseil fédé¬ 

ral. le Conseil fédéral est invité à présenter aux Conseils 

législatifs des que les études de la SUVA le permettront et 

au plus tard dans un délai de deux ans, un rapport définitif 

sur l'ensemble de la question de la céruse avec ses proposi¬ 

tions. " 

Si nous pouvons nous déclarer d'accord avec ce délai, 

c'est que nous avons la conviction profonde que les études 

faites d'une fapon impartiale- nous voudrions qu'elles le 

soient d'accord avec les intéressés- amèneront la conclusion 

que la céruse est remplaçable.Il n'y aura plus alors aucune 

raison quelconque de ne pas supprimer la céruse, non seulement 

à l'intérieur des bâtiments, mais aussi à l'extérieur* On nous 

a dit que le nombre des vies humain es menacées par la céruse 

étaient relativement minime parce que les mesures de protection 

prises arrivaient à limiter les risques. Ces risques n'ont pas 

été supprimés par les mesures de protection; ils subsistent. 

Si nous avions une possibilité de les faire disparaître com¬ 

plètement de façon que l'intoxication même ne puisse plus se 

produire, je pense que nous n'aurions, les uns et les autres, 

aucune hésitation à ratifier une interdiction totale. 

Je vous prie donc de ratifier la décision de la commis« 

8ion amendée dans le sens de la limitation du délai d'examen 

fixé pour la solution de ce problème. 

B r Ü g g e r , Berichterstatter: Mir ist eine Limitiez 

lung an sich, persönlich nicht sehr sympatisch, weil es sich 

hier um ein wissenschaftliches Problem handelt, das sich schwer 

in zeitliche Grenzen einspannen lässt. Aber ich will der Sache 

ieine Opposition machen. Ich habe auch gehört, dass die andern 
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Mitglieder der Kommission einverstanden sind, sodass also 

ein einheitlicher Beschluss zustande kommt* Bs kommt da¬ 

durch auch zum Ausdruck, dass die Behandlung des Geschäftes 

möglichst rasch vor sich geht, als eine Art moralische 

Pression an die Uhf allversicherungsanstalt. Diese hat aber 

seinerzeit schon erklärt, dass sie die Sache mit aller Be¬ 

schleunigung behandeln werde. In Yariation eines geflügel¬ 

ten Wortes von gestern hätte mir aber auch Herr Dir« Tzaut 

genügt* Die Kommission erklärt sich also mit der Befristimg 

einverstanden* 

X« Bosselet: Je suis absolument d'accord avec 

la proposition de X« le conseiller fédéral Schulthess de 

porter lé délai au 31 décembre 1931* 

M. G o tt r e t , rapporteur; Je n'aurai pas l'outre» 

Guidance de ma montrer plus royaliste que le roi et je me 

rallie à la proposition formulée par X» le Président de la 

Commission* 

X« Gräber, vice^président : Ainsi donc tout le 

monde est d'accord sur la proposition de X* le Conseiller 

fédéral Schulthess« 

Cette proposition est adoptée* 

An den Ständerat* 

Au Conseil des Btats« 

4?/2454 Handel y « p mï± a-nd T Zusätze^* «m ff 

Botschaft und Beschlussentwurf vom 7. Kai 1929(B'bl.I, ) 

Antrag der Kommission: Eintreten und Annahme des Be¬ 

schlussentwurfes» 

Berichterstatter: Hr. Odinga« 

47/2454 Irai té ft^rct aver» i '»maene. Arrangement 

additionnel. 

Xessage et projet d'arrêté du 7 mai 1929(1*? 1, ) 

Proposition de la commission: Passer à la discussion 

des articles et adopter le projet d'arrêté* 

Rapporteur: X* Odinga* 
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Odiagft , Berichterstatter : Sas Zusatzabkommen mit 

Deutschland hat keine allgemeine Tragweite und keine ein¬ 

schneidenden Aenderungen zur folge und ist lediglich eine 

Verbesserung der heutigen Situation einzelner Industrien.)die 

der Vertrag von 1926 Übergängen hatte* 

Mit kurzen Worten möchte ich über die, durch dieses Zu¬ 

satzabkommen sieh ändernden Verhältnisse dieser Industrien 

xmterrichten. Sie Uhren Industrie hatte sich mit Recht Uber 

den empfindlich fühlbaren Unterschied zwischen den schweizeri¬ 

schen und deutschen Zöllen auf Uhrenschàlen beklagt. Ich rar- 

weise auf Seite 2 und 3 der Botschaft. Bas Abkommen, das nun 

geschlossen worden ist, reduziert nicht nur die deutschen und 

schweizerischen Zölle auf Uhrenschàlen, es setzt gleichermas— 

sen die deutschen Zölle auf fertige Uhren herab und dient so¬ 

mit den Interessen unserer Uhrenindustrie» 

Un zweiter wesentlicher Bestandteil dieses Zusatzabkom¬ 

mens ist die Verzollung der elektrischen Ausrüstung für Auto¬ 

mobile, Kotorfahrräder und Flugzeuge. Die Verhältnisse lagen 

hier Ähnlich wie bei der Uhrenindustrie. Auch hier ist ein 

Ausgleich des gegenseitigen Zollschutzes vorgenommen worden. 

Sie finden diese Verhältnisse auf Seite 4 der Botschaft dar¬ 

gestellt« 

Bin dritter Punkt, der durch dieses Zusatzabkommen gere¬ 

gelt wird, besteht in der Festlegung einer Reihe von Streitfra¬ 

gen in der Auslegung verschiedener Bestimmungen des Vertrages 

von 1926. In der Zeit seit 1926 hat sich nämlich erwiesen,dass 

bei einigen Positionen des Zolltarif es Unstimmigkeiten zwische» 

der deutschen und der schweizerischen Auffassung bestanden ha¬ 

lben.- und bestehen. Die Vertragsunterhändler haben sich bemüht, 

auch diese Unstimmigkeiten zu beseitigen. 

Zu diesem Hauptinhalt des Zusatzabkommens kommen einige 

deutsche Begehren. Deutschland verlangte in erster Linie die 

Aufhebung der Zollbindung für Schuhe. Diesem Begehren ist für 

gewisse Schuhe unsererseits entsprochen worden. Sie werden 

sioh an Zeitungsmeldungen erinnern, dass im deutschen Reichstag 
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yor kurzer Zeit darauf hingewiesen worden ist, dass die 

Zollbindung, die für Schuhwaren mit der Schweiz eingegangen 

wurde, zu künden sei. Bs hätte das ganze Vertragsabkommen 

mit Deutschland gefährdet werden können, wenn der Bescfaluss 

des Eeichstages zur Durchführung gekommen wäre. Deutschland 

leidet nämlich zur Zeit an einer enormen Ueb er s chw emmung mit 

tschechischen Schuhwaren. Diese Ueberschwemmung Deutschlands 

mit Schuhwaren aus der Tschechoslowakei macht heute mehr als 

das Zehnfache der Einfuhr in den letzten Jahren aus. Und was 

das für ein Land zu bedeuten hat, brauche ich Ihnen wohl nicht 

auseinanderzusetzen. Wie Sie den Beilagen zur Botschaft des 

Bundesrates entnehmen können, ist man entgegengekommen, so¬ 

weit dies für uns möglich war. 

Sine neue Verzollung ist für Tollgewebe mit versponnener 

Kunstseide eingeführt worden. Sie wissen, dass wir in in dem 

bestehenden Gebrauchstarif die Bestimmung haben, dass Wollge¬ 

genstände und Batmwollartikel, die mit Seide versehen sind, 

nach der höchsten Position, d.h. als Seidenposition verzollt 

werden müssen. Nachdem diese Gespinste in Verbindung mit Kunst¬ 

seide hergestellt werden und je länger je mehr aufkommen, hat 

man ea als eine drückende Ungerechtigkeit empfunden, dass diese 

Waren, die ja an sieh einen geringeren Wert haben, zu den glei¬ 

chen Insätzen wie Seide verzollt werden müssen. Deshalb hat man 

hier zunächst durch Schaffung einer Position 447 b 1 Waren aus 

Seide, lloretseid*, Kunstseide am Stück aus Kunstseide und 

Wolle im Gewichte von mehr als 500 Gramm per m2 mit einem Ge¬ 

halt von höchstens 15 Gewichtsprozenten an im Garn versponnener 

Kunstseide, zu einem Zollansatz von Pr, 240 eine Neuregelung 

getroffen mit einem weiteren MB; "Sofern der gesamte Gehalt 

an mitversponnener Kunstseide nicht mehr als 2 Gewichtsprozent 

ausmacht, fällt er für die Verzollung aus s er Betracht," d» h. 

Segenstände aus Wolle werden eben einfach, wenn sie in Verbin¬ 

dung mit 15 i» versponnener Kunstseide sind, als Wollartikel be¬ 

handelt. 
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Dazu kommt noch, dass für Damenmäntel aus Holl gewesen 

mit Pelzbesatz am Kragen- es handelt sich um die billigen 

kleinen Pelze, die auf den Damenmäntein angebracht werden, 

die wiederholt Gegenstand der Besprechung zwischen onsem 

Zollbehörden und den interessierten Kreisen gewesen sind¬ 

eine Sx-Position geschaffen wird. Der bisherige Zollsatz war 

für die ganze Position für Damenmäntel aus Tollgewebe mit 

Felzbesatz am Kragen, an den Aer mel auf s chl ägen und untern 

Mantelsaum 800 Pr. Dafür wird eine Ex-Position geschaffen 

mit einem Zoll ans atz von 500 fr. 

Die Industrie hat sich mit diesen Abänderungen einver¬ 

standen erklärt« Das Zusatzabkommen ist geeignet, gewisse 

Schwierigkeiten, welche sich aus der Handhabung des Haupt— 

Vertrages von 1926 ergeben haben, zu beheben. Die Kommission 

des Hationalrates empfifctolt Ihnen einstimmig die Genehmigung 

des Bundesbeschlusses. 

Eintreten wird beschlossen. 

L'entrée en matiere est décidée* 

Titel und Ingress* 

litre et préambule. 

Angenommen. Adopté* 

Art» 1* 

Angenommen Adopté. 

Art» 3. 

Angenommen. 

GesamtabStimmung. 

Adopté. 

Totation sur l'ensemble. 

Pür Annahme des Bundesbescblusses 

Dagegen 

An den Ständerat. 

Au Conseil des Etats. 

Hehrheit. 

Minderheit* 



166- 

46/2439 Waltwir"fcf^>iQ^"fcKonferenz in Senf, geapfthwiffgng 

âtfff !h\ftTnffftT>f?i 

Botschaft und Beschlussentwurf vom 22.März 1929. 

(B'bl. 1,393.) 

Antrag dar Kommission: Eintreten und Annahme des Be- 

Schlussentwurfes« 

Berichterstatter: Hr. OcLinga. 

46/2439 Conférence écon^wf» q»« de Genève. Ratification 

des conventions. 

Message et projet d'arrêté du 22 mars 1927(FFI,389.) 

Proposition de la commission: Passer à la discussion 

des articles et adoption du projet d'arrêté. 

Rapporteur: M* Odinga. 

0 d i n g a : Die Vorlage, die wir zu behandeln haben, 

ist das erste Besultat der Weltwirtschaftskonferenz von 1927, 

ein lebendiger Beweis des Interesses, das der Völkerbund heute 

den wirtschaftlichen Fragen entgegenbringt. Man scheint all-* 

mählich zur ïïeberzeugung zu kommen, dass der politische frie¬ 

den in hohem Mass vom wirtschaftlichen frieden abhängt. Der 

frühere Schutz der Staaten war durch Zollansätze geregelt, die, 

wenn sie auch gelegentlich erhöht wurden, immer eine klare Si¬ 

tuation ergaben. Seit dem Kriege hat sich diese klare Situation 

früherer Jahre geändert. Seit dem Kriege haben wir nämlich ein 

System von Bin- und Ausfuhrverboten und Ein- und Ausfuhrbe¬ 

schränkungen, wir haben ein System von differenzierten Tarifen, 

welche die Wiederaufnahme normaler Beziehungen zwischen den 

Staaten sehr erschwert. Die Schweiz hat seit mehreren Jahren 

auf alle Verbote oder Beschränkungen sowohl für die Bin- als 

auch für die Ausfuhr verzichtet. Wir konnten daher mit Inte¬ 

resse die Bestrebungen derer verfolgen, die diesem System in 

allen Staaten ein Ende zu bereiten trachten. Unsere Industrie, 

die zur Hauptsache eine Teredlungsindustrie ist, hat vor allem 

ein vitales Interesse daran, dass die Produzenten der Rohstoffe 

nicht systematisch die Ausfuhr der Rohstoffe verhindern in der 
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Absieht, sie einzig im eigenen Lande zu verarbeiten oder 

aus Konkuxrenzgründen die Ausfuhr durch alle möglichen 

ZollSchikanen zu erschweren. 

Venn nun das Wirtschaftskomitee sich deutlich gegen 

das System der Bin- und Ausfuhrverbote ausgesprochen hat, 

musate es sich doch Rechenschaft geben über die Unmöglich¬ 

keit, dieselben im gegenwärtigen Homent gänzlich zu unter¬ 

drücken. So enthält das Abkommen in erster Link allgemeine 

Ausnahmen, die in Art. 4 der Uebereinkunft niedergelegt sind« 

Sie finden sie auf Seite 30 der Botschaft, ich will sie 

Ihnen nicht vorlesen* Biese Ausnahmen entsprechen kurz ge¬ 

sagt den Bestimmungen, die wir in den Handelsverträgen, wel¬ 

che mit den verschiedenen Staaten abgeschlossen wurden, ent¬ 

halten sind« Es ist alles das darin enthalten, was wir selbst 

als unsere Forderungen für die Handelsverträge bezeichnet ha¬ 

ben« 

In zweiter Linie trägt die Uebereinkunft ausserordentli- 

ciien und anormalen Verhältnissen Rechnung, beispielsweise In¬ 

flationskrisen und schafft in Art. 5 die Generalausnahme, die 

auch der in unserem neuen Zolltarifgesetz niedergelegten Auf¬ 

fassung entspricht. Sie sagt, dass diese Uebereinkunft in kei¬ 

ner Weise das Becht jedes hohen vertragschliessenden Teiles 

berühre, Kassnahmen zum Terbote oder der Beschränkung der Ein- 

und Ausfuhr zu -treffen, um unter auss er ordentlichen und anor¬ 

malen Umständen, die lebenswichtigen Interessen des Landes zu 

schützen. Sine ähnlich umschriebene Bestimmung ist im Entwürfe 

unseres neuen Generalzolltarifgesetzes enthalten« 

Brittens enthält Art .6 Ausnahmen. Es war unmöglich, von 

einzelnen Staaten die Zustimmung zum Abkommen zu erhalten, ohne 

das Zugeständnis gewisser Bestriktionen, die sie für ihre wirt¬ 

schaftliche Wohlfahrt als wesentlich betrachteten, auf Zeit hin 

aufrecht zu erhalten. So wollte, um ein Beispiel zu geben, Eng¬ 

land nicht auf das Einfuhrverbot für Farbstoffe verzichten, 

las aach dem Wortlaut des Gesetzes noch bis 1930 aufrecht erhal- 
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ten bleiben sollte. Sie finden diese Bestimmungen in Art. 6 

und die Anlagen dazu auf Seite 37 der Botschaft. Bort sind 

die Ausnahmen, die die verschiedenen Staaten für sich, ent¬ 

weder für die Sin- oder für die Ausfuhr, vorläufig aufrecht 

erhalten wissen wollen, aufgezählt» 

Unsere interessierten Industrien halten diese Beschrän¬ 

kung welche durch das Zugeständnis dieser wenigen Restriktionen 

entsteht, für weniger unleidlich als einen prohibitiven Zoll. 

Andere Staaten haben, wie England, eine gleiche Behandlung 

für den gleichen Artikel, für farbstoffe beispielsweise Japan, 

andere namentlich für Kohle, sich ausbedungen. Heine dieser 

Ausnahmen, ich möchte das feststellen, hat für uns eine nennens¬ 

werte Bedeutung* 

Sie Beratungen der Wirtschaftskonferenz liessen zwei Ar¬ 

tikel in Erscheinung treten, die für das Schicksal des Abkom¬ 

mens entscheidend waren, die Häute und Pelle einerseits und die 

Knochen anderseits, fiitgegen alle andern Waren übersteigt bei 

ihnen die Vachfrage überall das Angebot ganz bedeutend. So be¬ 

harren die Staaten auf der Aufrechterhaltung der Einfuhrverbote 

und Einfuhrbeschränkungen für diese Bohstoffe, Sie schweizeri¬ 

schen Unterhändler haben seit dem Jahr 1922 immer und immer 

wieder bei allen Handelsverträgen versucht, diese Barriere weg¬ 

zuschaffen; aber alle diese Anstrengungen waren vergebens. Vir 

haben hier einen typischen 3?all der Unmöglichkeit, zu einer be¬ 

friedigenden Lösung durch bilaterale Abkommen zu gelangen. Es 

zeigt sich hier an diesem Beispiel die Notwendigkeit, durch 

multilaterale Kassnahmen ein Besultat zu gewinnen. Man hat des¬ 

halb diese beiden Artikel aus der Konvention ausgeschlossen 

und sie in Spezialabkommen verwiesen» 

Bas Abkommen über die Häute und feile unterdrückt die Aus¬ 

fuhrverbote und Einschränkungen vollständig. Es wird uns in, der 

Schweiz verpflichten, unseren bestehenden Ausfuhrzoll aufzugeben.* 

Diese Massnahme entspricht auch den Wünschen unserer Landwirt¬ 

schaft und unserer Metzgerschaft» Die Gerberei hat begriffen, 
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dass die Regelungf wie sie durch, dieses Spezialabkommen ge¬ 

troffen wird, schliesslich auch im Interesse der Gerberei 

liegt* 

Die Eegelung über die Knochen beschränkt sich darauf, 

die Ausfuhrzölle zu limitieren. Auch hier gewinnen wir mehr 

als wir verlieren, Vir haben die Möglichkeit, unseren gegen¬ 

wärtigen Zoll von 1 ïr. auf 1 Fr* 50 zu erhöhen, wir brauchen 

das aber nicht zu tun. Italien, das in dem Handelsvertrag mit 

uns den Zoll für diesen Artikel gebunden hat, bleibt ge¬ 

genüber durch den im Handelsvertrag niedergelegten Zoll von 

2 Lire gebunden. 

Sie Uebereinkunft fällt dahin, wenn die Abkommen nicht 

ratifiziert werden. In Art. C des Zusatzabkommens, (Seite 45 

fg. der Botschaft), finden Sie, dass jeder Staat die Ratifi¬ 

zierung abhängig machen kann von der Unterzeichnung durch an¬ 

dere Staaten. Der Bundesrat wünscht in dem Bmndesbeschluss, den 

er uns vorlegt, dass ihm die Ermächtigung zur Ratifizierung 

erteilt werde auch wenn nicht alle Staaten unterzeichnen, die 

in der Liste des Artikels 0 erwähnt sind. Unsere Kommission 

glaubt, dass diese Tollaiacht dem Bundesrat erteilt werden solle. 

Wir haben in der Sat keinen Grund, deshalb auf die Ratifizierung 

zu verzichten, weil ein Staat sie nicht vornehmen will, der für 

uns von keiner Bedeutung ist. Für uns ist von Bedeutung, dass 

diejenigen Staaten den Pakt unterzeichnen, mit denen wir in 

einem handelsvertraglichen Yerhältnis stehen. 1s kann uns voll¬ 

ständig gleichgültig sein, wenn irgend ein uns fern stehender 

Staat die Unterzeichnung nicht vornimmt. 

Im Namen der einstimmigen Kommission empfehle ich Ihnen 

auch hier die Genehmigung des Bundesbeschlusses. 

K* Wulliamoz: Les conférences économiques de Genève sous 

les auspices de la Société des Hâtions ont suscité en agricul¬ 

ture un intérêt et une attention des plus soutenues, notamment 

en ce qui concerne les conventions internationales visant à 

l'abolition des restrictions à l'importation et à 1 *expoafcation. 
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Cela se comprend Messieurs car la production agricole de 

la Suisse a subi de tels assauts par la concurrence étran¬ 

gère que tout ce qui risque de porter atteinte à notre arma¬ 

ture de résistance éveille des craintes justifiées« 

La situation économique d'après- guerre est lourdement 

chargée par l'affreux bilan des années de dévastation, de 

ruines, de privation et de deuil* 

H1 est-il pas naturel que tous les efforts des pays ap¬ 

pauvris par tant de sacrifices en vie humaine, en matériel, 

enifinances, tondent maintenant à recouvrer les débouchés 

perdus, à améliorer la balance commerciale (baromètre de la 

richesse) à intensifier dans tous les dojmaines la production 

nationale. 

Sfforts louables qui profitent aux Etats où le commerce, 

l'industrie et l'agriculture ne sont pas handicapés par des 

frais de production élevés, pays qui jouissent de grands pres¬ 

tiges internationaux, qui parlent avec autorité dans la dis¬ 

cussion de traités de commerce ou dont les frontières s'ou¬ 

vrant sur les mers profitent de toutes les ressources de la 

navigation* 

Qu'en est—il par contre des petits Stats comme le netre 

dont le rocher qui borde nos campagnes réduit la part du lot 

universel? Puis nous ne disposons pas de ressources spéciales 

et notre sous-sol rocailleux ignore les richesses qui font 

germer par ailleurs la prospérité* Pour notre agriculture, en 

particulier, la concurrence des produits des contrées plus fa¬ 

vorisées par la nature, le climat, la configuration du sol,est 

une perpétuelle menace et c'est pour n'avoir pas pris assez 

tot des mesures de protection dans le dernier quart du siècle 

dernier, que la sève paysanne a coulé goutte à goutte et pro¬ 

voqué des ruines auxquelles on a fait allusion l'an passé dans 

cette salle en discutant une aide provisoire à l'agriculture* 

Aussi, lorsque nous avons pu lire dans le compte-rendu 

des assises de Genève: 
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"La conférence recommande (page 31) que les nations 

prennent immédiatement des mesures pour supprimer ou 

abaisser les barrières douanières qui opposent de graves 

obstacles aux échanges internationaux en commençant par 

celles destinées à faire face à des perturbations tempo¬ 

raires résultant de la guerrequand nous avons lu, dis-je, 

des déclarations) nos craintes ont été sérieusement éveillées. 

Il est vrai que dans le message à discuter aujourd'hui, page 

2, se trouvent également des déclarations de la Conférence 

économique q«i disent: 

"La conférence affirme l'importance primordiale de l'agri¬ 

culture dans chaque Itat et déclare qu'il faut la placer sur 

un pied d'égalité avec l'industrie et le commerce. En consé¬ 

quence, la Conférence considère comme une question vitale 

pour l'humanité dans le domaine économique, d'accroître la 

production agricole et de lui donner une importance .aussi grande 

qu'à 1 ^industrie. • 

Si mous pouvons nous rallier aux dispositions contenues 

dans le 'texte de cette convention internationale, c'est sous 

réserve expresse des ééclarations contenues dans le message, 

sous article 5, déclarations auxquelles a déjà fait allusion 

II. le président Odinga et qui disent que "rien dans la présente 

Convention, ne portera atteinte au droit de toute haute partie 

contractante de prendre des mesures de prohibition ou de res-* 

triétions à l'importation ou à l'exportation pour sauvegarder 

âans des circonstances extraordinaires et anormales, les inté¬ 

rêts vitaux du pays." 

Ces réserves sont absolument nécessaires dans le but de 

préserver l'agriculture d'un envahissement toujours possible 

des produits étrangers et de sauvegarder le cheptel bovin 

des atteintes de maladies épidémiques contagieuses ainsi qu'en 

témoignent les dispositions de l'article 4: "lia présente Con¬ 

vention ne soumet pas à l'application des prohibitions ou des 

restrictions, les mesures destinées à la protection des ani- 



-172- 

maux ou des plantes contre les maladies, les Insectes et 

les parasites nuisibles". 

Botre pays, ne l'oublions pas, se trouve en présence 

de jeunes Etats dans l'est de 1•Europe qui bouillonnent au 

désir de prendre rang sur le marché mondial, pays essentielle¬ 

ment agricoles où le régime de la grande propriété, la ri¬ 

chesse du sol ou le bas prix des terres abaissent considé¬ 

rablement le cout de la production et représentent pour notre 

agriculture une concurrence redoutable. Sans la conclusion 

des traités de commerce, les relations sont reindues difficiles 

à nos négociateurs par le fait que oes pays n'empêchent pas 

toute protection douanière pour permettre à leurs produits du 

sol de s'exporter avec facilité. Ils sont prêts même à sacri¬ 

fier leur industrie pour autant que 1'agriculture trouvera 

des débouchés à l'étranger. 

J'estime que si nous nous rallions à la Convention pré¬ 

citée, c'est sous la réserve expresse que notre pays pourra 

faire usage des dispositions contenues dans l'art. 5. 

Au reste, la situation de l'agriculture dans le monde 

entier est précisée dans le bulletin remis à tous concernant 

la conférence énonomique internationale et qui dit: 

"L'agriculture est dans le monde la profession de la 

majorité des travailleurs* Ses diverses productions représentent 

en valeur la plus forte part du travail humain ainsi que l'é¬ 

change de ses produits contre des produits industriels et du 

commerce mondial* Les populations agricoles demeurent pour 

l'humanité le réservoir capable de préserver leurs peuples du 

déchet humain qui pourrait résulter d'un développement in¬ 

dustriel exagéré." 

ïlacé dans des conditions spéciales, difficultueuses 

notre paya doit faire tout son possible, pour éviter que la 

concurrence étrangère ne vienne affaiblir notre production 

nationale. 

Abstimmung. Tote« 

Für Annahme des Beschlussentwurfes: Einstimmigkeit» 

An den Ständerat. 

Au Conseil des Etats« 
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17/2403 »i»-fc»T?chutz. Aenderurig des ZGB und des OR* 

17/2403 Protection des locataires. Revision du CO 

et du C.O. 

(Stenographisches Bulletin S.246-251.) 

(Bulletin sténo graphique p» 246-251« ) 

25 
Um 12 Uhr wird das Referat abgehrochen« 

Le rapport est interrompu à 12 h.25. 

30 
Auf Torschlag des Präsidenten wird auf 16 Uhr 

eine Bachmittagssitzung angesetzt.- 

Sur la proposition du président, le conseil 

décide de tenir une séance de relevée des 16 h.30. 

Schluss der Sitzung 12.30 Uhr. 

Séance levée à 12 h« 30« 
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